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bei Klagerücknahme vor der streitigen bzw. mündlichen 
Verhandlung keine bzw. nur eine halbe Gebühr erhoben 
werden).

Der Beginn der mündlichen Verhandlung ist weder an 
den Aufruf der Sache noch an die Vorstellung des Gerichts 
oder die Feststellung des Erscheinens der Beteiligten ge­
knüpft. Die mündliche Verhandlung beginnt aber auch nicht 
schon damit, daß sich das Gericht bestimmten prozessualen 
oder Sachfragen zuwendet. Wurde z. B. die Ladungsfrist 
nicht gewahrt, dann sind die Prozeßparteien darauf hinzu­
weisen, und es kann nur mit ihrem Einverständnis in die 
mündliche Verhandlung eingetreten werden.

In diesem Sinne ist stets vor der Verhandlung zu prü­
fen, ob die prozessualen Rechte der Prozeßparteien einge­
halten wurden bzw. ob diese Gelegenheit hatten, auch vor 
der Verhandlung ihre Rechte in zweckentsprechender Weise 
wahrzunehmen. Hat ein Gericht z. B. seine sich aus § 28 
ZPO ergebende Verpflichtung nicht erfüllt, dem Kläger 
ggf. die Rechtslage in einer gesonderten Aussprache zu 
erläutern und ihn zu bestimmten Dispositionen anzuregen, 
dann kann und muß das u. U. auch noch unmittelbar vor 
der mündlichen Verhandlung nachgeholt werden. Damit 
wird dann allerdings die Grenze zwischen Vorgespräch und 
mündlicher Verhandlung möglicherweise imdeutlich. Zwar 
müssen die Prozeßparteien ihre Anträge stellen — und 
diese Antragstellung muß auch im Protokoll festgehalten 
werden —, aber die Antragstellung gibt nicht unbedingt 
genaue Auskunft über den Beginn der mündlichen Ver­
handlung. Die zur mündlichen Verhandlung gehörende Er­
örterung des Sachverhalts und der Vortrag der Standpunkte

der Prozeßparteien sowie die Benennung der Beweismittel 
kann im Einzelfall durchaus auch vor der mündlichen Ver­
handlung liegen.

Unter diesen Umständen sollten sich die Gerichte immer 
dann, wenn Zweifel über den Zeitpunkt des Eintritts in die 
mündliche Verhandlung entstehen können, ausdrücklich 
erklären und einen entsprechenden Vermerk in das Proto­
koll auf nehmen, z. B.: „Es wird in die mündliche Verhand­
lung eingetreten. Der Kläger trägt vor, ...“ oder „Die An­
träge der Prozeßparteien — siehe Schriftsatz des Klägers 
vom ... und Schriftsatz des Verklagten vom ... — werden 
zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht“. 
Anderenfalls könnte es dazu kommen, daß eine imgeklärte 
Situation aufwendige Nachprüfungen erforderlich macht.

All das, was zum Beginn der mündlichen Verhandlung 
gesagt wurde, gilt auch für den Beginn der streitigen Ver­
handlung in Ehesachen. Das ergibt sich, aus den §§ 48, 166 
Abs. 2 ZPO (keine Gebühr bei Rücknahme der Klage vor 
Eintritt in die streitige Verhandlung). Diese Bestimmungen 
gehen eindeutig davon aus, daß zwischen der Beendigung 
der Aussöhnungsverhandlung und dem Beginn der strei­
tigen Verhandlung ein Zeitraum liegt, in dem die Prozeß­
parteien ggf. auch bestimmte Dispositionen treffen können. 
Diese Dispositionen werden — eben weil sie in dieser Phase 
getroffen werden — hinsichtlich der Kostenfolgen begün­
stigt.
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Informationen

Auf Einladung des Generalstaatsanwalts der DDR, Dr. Jo­
sef Streit, weilte vom 23. bis 28. Mai 1977 der Erste Stell­
vertreter des Generalstaatsanwalts der UdSSR, A. M. Re- 
kunkow, zu einem Erfahrungsaustausch in der DDR. Er 
wurde vom Stellvertreter des Staatsanwalts der RSFSR, 
A. S. Pobedimow, begleitet. Vor allem wurden Ergebnisse 
und Erfahrungen bei der Verhütung und Bekämpfung der 
Wirtschafts- und Jugendkriminalität beraten sowie Metho­
den und Schwerpunkte der Gesetzlichkeitsaufsicht erör­
tert. Gegenstand der Beratungen waren ferner Probleme 
der weiteren Gestaltung des zwischenstaatlichen Rechts­
verkehrs.

Die sowjetischen Juristen wurden während ihres Auf­
enthalts vom Staatssekretär im Ministerium der Justiz 
Dr. Herbert Kern, vom Vizepräsidenten des Obersten Ge­
richts Dr. Günter Sarge sowie vom Ersten Stellvertreter 
des Ministers des Innern, Generalleutnant Rudolf Riss, 
empfangen. In der Abteüung Staats- und Rechtsfragen des 
Zentralkomitees der SED fand ein Gedankenaustausch mit 
dem Stellvertreter des Abteilungsleiters, Günter Witteck, 
statt.

Der Besuch der sowjetischen Delegation, in dessen Ver­
lauf es auch zu herzlichen Begegnungen mit den Staats­
anwälten der Bezirke Potsdam und Leipzig kam, vertiefte 
die kameradschaftliche und brüderliche Zusammenarbeit 
zwischen den Staatsanwaltschaften beider Länder. Dies 
unterstrich der Erste Stellvertreter des Generalstaats­
anwalts der UdSSR auf einem abschließenden Empfang des 
Generalstaatsanwalts der DDR, an dem Vertreter der Bot­
schaft der UdSSR in der DDR sowie der Militärstaats­
anwalt der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland, Generalmajor Kawjasin, teilnahmen.

*

Auf Einladung des Stellvertreters des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Ministers der Justiz, H.-J. Heusinger, be­
suchte in der Zeit vom 20. bis 28. Mai 1977 eine Delegation 
des Ministeriums der Justiz der Republik Irak unter Lei­
tung des Ministers, Dr. Dr. Munther Ibrahim, die DDR.

Die Gäste wurden über die Innen- und Außenpolitik der 
DDR und die darin eingeordneten Aufgaben auf justiz­
politischem Gebiet informiert Der Justizminister der Re­
publik Irak gab einen Überblick über die politische, gesell­
schaftliche und ökonomische Entwicklung und über die 
Aufgaben der Justiz in der gegenwärtigen Entwicklungs­
etappe. Außerdem dienten die Gespräche der gegenseitigen 
Unterrichtung über die Organisation des Rechtswesens und 
über die Grundlinien der Gesetzgebungstätigkeit

Besonderes Interesse zeigte der irakische Justizminister 
an der Schaffung eines neuen Justizapparats und der Ent­
wicklung der Rechtsprechung unmittelbar nach der Zer­
schlagung des Faschismus.

Dr. Dr. Munther Ibrahim wurde vom Vorsitzenden des 
Ministerrates der DDR empfangen. An diesem Empfang 
nahm auch der Botschafter der Republik Irak in der DDR, 
Zuheir Al-Bayrakdar, teil.

Die Delegation besuchte Dresden und Potsdam. Die 
Gäste wurden dabei mit der ökonomischen und politischen 
Entwicklung und der Arbeit der Justizorgane im Bezirk 
und in der Stadt Dresden vertraut gemacht.

*

Eine Delegation des Obersten Gerichts der DDR unter Lei­
tung von Präsident Dr. Heinrich Toeplitz weilte zu einem 
einwöchigen Besuch in der Ungarischen Volksrepublik.

In mehreren Fachgesprächen am Obersten Gericht und 
am Komitatsgericht in Györ wurden Erfahrungen über die 
Ausübung und Verwirklichung der sozialistischen Recht­
sprechung in beiden Ländern auf dem Gebiete des Straf-, 
Zivil- und Familienrechts ausgetauscht. Darüber hinaus 
wurde über Maßnahmen zur weiteren Vervollkommnung 
grundlegender Gesetzeswerke entsprechend dem gesell­
schaftlichen Entwicklungsstand und über die sich daraus 
für die Gerichte ergebenden Aufgaben informiert.

Die Delegation des Obersten Gerichts der DDR wurde 
vom stellvertretenden Vorsitzenden des Staatsrates, 
Dr. Rezsö Trautmann, vom Justizminister, Dr. Mihaly Ko- 
rom, und vom Generalstaatsanwait, Dr. Karoly Szijarto, 
empfangen.


